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1. EINLEITUNG 

 
1.1. Thema, Relevanz, Übertragbarkeit 

 
Die sozialversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit hat sich in Deutschland in den letzten 

Jahren stark verändert. So sind einfache Tätigkeiten im produzierenden Gewerbe, die keine 

ausgewiesene berufliche Qualifikation erfordern, vielfach in Länder mit geringen Lohnkosten 

verlagert worden. Im Gegenzug sind in der Industrie zahlreiche neue Arbeitsplätze für 

qualifizierte Facharbeiter und Facharbeiterinnen sowie hochqualifizierte Beschäftigte in der 

Forschung, Entwicklung oder Konstruktion entstanden.1 Durch neue Managementmethoden, 

Finanzstrategien oder die Globalisierung ist die Arbeitswelt komplexer geworden und so ist 

auch der Beratungsbedarf gestiegen. Die Zunahme eines interdisziplinären und häufig inter-

nationalen Beratungsbedarfs führt seit Jahren zu einem kontinuierlichen Wachstum der 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in der Branche der rechts- und wirtschafts-

beratenden Berufe (Rechtsanwaltskanzleien, Steuerberatungsgesellschaften, Wirtschafts-

prüfungsgesellschaften und Unternehmensberatungen).2 

Dieser Berufszweig ist den Freien Berufen zuzuordnen, der in Deutschland durch eigene 

gesetzliche Regelungen, Gesellschaftsformen, Aufgabenstellungen und nicht zuletzt beson-

dere Steuervergünstigungen eine herausgehobene rechtliche und gesellschaftliche Stellung 

einnimmt. Die hier vertretenen Berufsbilder sind aufgrund der hochqualifizierten, meist 

akademischen Ausbildung auf eine selbständige Ausübung der Tätigkeit ausgelegt. So 

impliziert der Begriff der juristischen oder wirtschaftsberatenden FreiberuflerInnen eine eigene 

Kanzlei oder Beratungsgesellschaft sowie die eigenverantwortliche, persönliche und 

selbständige Berufsausübung. 

Doch die in der Wirtschaft benötigten fach- und branchenübergreifenden Beratungen haben in 

den vergangenen Jahren konzernähnliche internationale Beratungsunternehmen entstehen 

lassen, in denen sich zahlreiche akademische BerufsträgerInnen nun in einem wei-

sungsgebundenen, sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis wiederfinden. Während 

sich Selbständige die Arbeitsbedingungen selbst gestalten können, unterliegen angestellte 

Beschäftigte der rechts- und wirtschaftsberatenden Freien Berufe den Regeln der betrieb-

                                                
1 In Studien wurde nachgewiesen, dass die alleinige Nutzung des generischen Maskulinums in Texten 

und Dokumenten dazu führt, dass Frauen weniger mitgedacht werden (Stahlberg & Sczesny, 2001). 
Da nach Ergebnissen anderer Forschungen die Lesbarkeit nicht leidet, werden in dieser Arbeit 
weitgehend gegenderte Personenbezeichnungen verwendet, sofern neutrale Begriffe nicht zur 
Verfügung stehen (Rothmund & Christmann, 2002). Verbundene Personenbegriffe werden nicht 
gegendert. 

2 In dieser Arbeit werden die Begriffe „rechts- und wirtschaftsberatenden Freien Berufe“, „beratende 
Freie Berufe“, „juristische und wirtschaftswissenschaftliche Freie Berufe“ synonym verwendet. 
Gemeint sind jeweils Rechtsanwaltskanzleien, Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesell-
schaften sowie Unternehmensberatungen. Wird nur ein Berufszweig in Bezug genommen, wird 
darauf ausdrücklich verwiesen. 
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lichen Organisation, sind durch Arbeitsvertrag verpflichtend gebunden und müssen sich den 

Weisungen sowie dem Direktionsrecht der Arbeitgeberseite unterwerfen. Weiterhin sind die 

Arbeitsgesetze mit ihren Mindestanforderungen für sozialversicherungspflichtige Beschäftigte 

zu beachten. 

Während in den klassischen Bereichen des produzierenden Gewerbes und der Dienst-

leistungsbranchen die Arbeitsbeziehungen häufig über die traditionellen Instrumente gewerk-

schaftlicher und betrieblicher Interessenvertretungen reguliert werden, befasst sich die vor-

liegende Arbeit mit der Frage der Übertragbarkeit auf die beratende Wissensarbeit in den 

Freien Berufen. Der Titel lautet demnach: 

 

Regulierung der Arbeitsbeziehungen in Freien Berufen 

am Beispiel rechts- und wirtschafts- und steuerberatender Unternehmen 

 

In dieser Studie wird der Frage nachgegangen, welche individuellen und kollektiven Interessen 

ArbeitnehmerInnen dieser beratenden Freien Berufe in die Arbeitsbeziehung einbringen und 

welche Instrumente der Interessenvertretung sie dafür auswählen.3 Dabei wird auch ein Blick 

auf die erfolgreiche Durchsetzung der vertretenen Interessen geworfen und herausgearbeitet, 

welche branchentypischen Kriterien die Interessenvertretung in den rechts- und 

wirtschaftsberatenden Freien Berufen prägen. 

 

Abbildung 1: Forschungsfelder und Fragestellung  
         (eigene Darstellung) 

 

 

                                                
3 In den hier untersuchten Betrieben sind mit „ArbeitnehmerInnen“ sämtliche abhängig Beschäftigte zu 

verstehen, also neben den BerufsträgerInnen auch die Beschäftigten in der administrativen, 
technischen oder organisatorischen Assistenz. Beziehen sich Aussagen allein auf die beratenden 
Beschäftigten, werden diese als BerufsträgerInnen oder angestellte FreiberuflerInnen bezeichnet. 
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Nimmt man an, dass hochqualifizierte Beschäftigte ihre Interessen in der Arbeitsbeziehung 

eloquent und selbstbewusst aushandeln, mit dem Ergebnis einer hohen Vergütung und weit-

gehend selbstbestimmten Arbeitsbedingungen, stellt sich berechtigt die Frage nach der 

Relevanz dieser Studie. „Ein angestellter Jurist oder Juristin würde sich ja mit einem Tarif-

vertrag viel schlechter stellen, als wenn er oder sie die Arbeitsbedingungen selbst aushandelt“ 

fasst ein Studierender in einem Vortrag über die Interessenvertretung in Freien Berufen eben 

diese Außenansicht zusammen. Diese Aussage wird auf AbsolventInnen mit vorzüglichen 

Abschlüssen zutreffen, die in renommierten Kanzleien oder Gesellschaften als ausgewiesene 

Fachkräfte für Spezialgebiete gesucht werden. Die ganz überwiegende Mehrheit findet sich 

jedoch – sofern sie keine Selbständigkeit anstrebt – als „akademische FacharbeiterIn“ in den 

zahlreichen Betrieben und Unternehmen der Beratungsberufe wieder.  

 

Die vorliegende Arbeit will einen Erkenntnisbeitrag leisten, warum ArbeitnehmerInnen in 

Freien Berufen wenig Neigung zu kollektiver betrieblicher und gewerkschaftlicher Interessen-

vertretung aufweisen. Im Fokus steht dabei insbesondere der ausgeprägte Wunsch nach 

Selbstvertretung, der sich im Wesentlichen aus einem Selbstbild als EinzelkämpferIn und 

ProblemlöserIn generiert. Die Vertretungsinstrumente (gesetzlich legitimierter) Betriebsrat und 

(freiwillig vereinbarte) alternative Interessenvertretung werden in ihrer Arbeitsweise und 

Durchsetzungsmacht gegenübergestellt und eingeschätzt. Dabei wird die Kritik der befragten 

ExpertInnen an den klassischen Interessenvertretungen (Gewerkschaft und Betriebsrat) 

genauer betrachtet und das zumeist negative Image der beiden Institutionen hinterfragt. Mit 

der Kritik aus der Belegschaft und den Interessenvertretungen lassen sich Reformwünsche 

des Betriebsverfassungsgesetzes herleiten. Und nicht zuletzt geben die Ergebnisse dieser 

Studie den zuständigen Gewerkschaften Hinweise, welche Anforderungen bezüglich der 

Themen, des Auftretens, der Fachkompetenz und der Imagepflege gestellt werden, um die 

ausgeprägte Gewerkschafts- und Betriebsratsferne in diesen beratenden Freien Berufen zu 

überwinden (die Forschungsfragen werden im Abschnitt 1.3. ausgeführt). 

 

Gestaltet es sich bereits schwierig in den traditionellen Branchen der klassischen betrieblichen 

und gewerkschaftlichen Interessenvertretung, die dort beschäftigten „WissensarbeiterInnen“ 

in die kollektiven Vertretungsinstrumente einzubeziehen, ist bei den beratenden Freien 

Berufen von weit größeren Barrieren auszugehen.4 Führt die fehlende Regulierung der 

Arbeitsbeziehung zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen, kann dies weitreichende Folgen 

haben. So weisen schon jetzt zahlreiche Einträge in Unternehmens-Bewertungsportalen auf 

die fehlende Attraktivität der Arbeit und eine daraus resultierende Demotivation der rechts- und 

                                                
4 Eine Definition über „Wissensarbeit“ findet sich in der Fn. 8 
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wirtschaftsberatenden Beschäftigten hin. Inwieweit sich daraus ein Qualitätsverlust für die 

erstellte Beratungsleistung und mögliche Folgen (z.B. Haftung oder Vermögensschäden) 

ableiten lässt, kann nur vermutet werden.  

 

Auch für angestellte FreiberuflerInnen bleiben deregulierte Arbeitsbedingungen nicht ohne 

Folgen, wie frühere Studien aus anderen Branchen der Wissensarbeit belegen. In der 

Annahme einer gegenseitigen Loyalität vertrauten Beschäftigte im Bereich der New Economy 

und Neue Medien auf das unregulierte Funktionieren der Arbeitsbeziehungen – bis schwere 

wirtschaftliche Einbrüche mit drastischen Kosteneinsparungen oder gar Personalabbau 

deutlich machten, dass sie dann doch „nur“ abhängig Beschäftigte sind. In einigen 

Unternehmen führte diese Erkenntnis durchaus zu Betriebsratsgründungen.5 Eine flächen-

deckende Wahl gesetzlich legitimierter oder tariflicher Interessenvertretung blieb indes aus. 

Stattdessen bildeten sich sogenannte alternative Interessenvertretungen, die sich als moderne 

Interessenvertretung im Gegensatz zu einem starren und für die Branche nicht zweckmäßigem 

Betriebsrat oder gar einer Gewerkschaft „für die WerkerInnen“ sehen. Trotz neuer betrieblicher 

Partizipationskonzepte, die sich allerdings im wesentlich auf die Erfüllung des Betriebszwecks 

richten, bleiben die alternativen Vertretungsorgane (z.B. Vertrauensgremien, Round Table 

oder Sprecherausschüsse) bei der Regulierung der Arbeitsbedingungen ohne die gesetzliche 

Beteiligungs- und Durchsetzungsrechte des Betriebsverfassungsgesetzes häufig hinter den 

Möglichkeiten eines Betriebsrats zurück. Vielmehr legitimieren sie die kritische Fragestellung, 

wofür es denn überhaupt Betriebsräte, Mitbestimmung oder eine Tarifautonomie braucht, 

wenn Beschäftigte und Unternehmensseite sich freiwillig auf eine alternative 

Vertretungsstruktur verständigen.  

 

Vergleicht man die wenig oder gar nicht regulierten Arbeitsbedingungen von angestellten 

FreiberuflerInnen mit ArbeitnehmerInnen vergleichbarer Qualifikation (z.B. JuristInnen einer 

Rechtsabteilung) in der tarifgebundenen Wirtschaft, stellen sich die Entgelte, Sonderzah-

lungen, die vereinbarte Arbeitszeit sowie sonstigen sozialen Vergünstigungen in der Industrie 

nicht selten als günstiger für die Letzteren dar. Negative Folgen dieser materiellen und sozialen 

Einbußen ergeben sich nicht nur für die Beschäftigten, sondern aufgrund der geringeren 

Kaufkraft, den reduzierten Steuereinnahmen und den fehlenden Sozialversicherungsbeiträgen 

auch für die Allgemeinheit.  

 

                                                
5 Die Betriebsratswahl bei Pixelpark in 2001 gilt als erste Wahl einer verfassten Interessenvertretung 

in einem Unternehmen der New Economy, https://www.berliner-zeitung.de/die-new-economy-gilt-
als-gewerkschaftsfreie-zone--jetzt-wird-ein-betriebsrat-gewaehlt---ausgerechnet-bei-pixelpark--dem-
flaggschiff-der-start-ups-der-verrat-15983100 

https://www.berliner-zeitung.de/die-new-economy-gilt-als-gewerkschaftsfreie-zone--jetzt-wird-ein-betriebsrat-gewaehlt---ausgerechnet-bei-pixelpark--dem-flaggschiff-der-start-ups-der-verrat-15983100
https://www.berliner-zeitung.de/die-new-economy-gilt-als-gewerkschaftsfreie-zone--jetzt-wird-ein-betriebsrat-gewaehlt---ausgerechnet-bei-pixelpark--dem-flaggschiff-der-start-ups-der-verrat-15983100
https://www.berliner-zeitung.de/die-new-economy-gilt-als-gewerkschaftsfreie-zone--jetzt-wird-ein-betriebsrat-gewaehlt---ausgerechnet-bei-pixelpark--dem-flaggschiff-der-start-ups-der-verrat-15983100
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Auch wenn sich Erfahrungen aus Studien nicht in jedem Fall vollständig übertragen lassen, 

haben die Ergebnisse aus dieser vorliegenden Arbeit auch in anderen Branchen und 

Bereichen der Wissensarbeit Relevanz. So zeigten frühere Studien, dass die Branche der 

Neuen Medien und New Economy aber auch die Bereiche der Forschung und Entwicklung in 

der Industrie von ähnlichen Tendenzen (geringe Regulierung der Arbeitsbeziehung, hohe 

Ausprägung zur Selbstvertretung, Gewerkschaftsferne etc.) betroffen sind.6 So haben bereits 

einige Gewerkschaften auf die veränderte Arbeitswelt reagiert und gesonderte Betreuungs-

strukturen, Ansprache-Konzepte sowie Hochschul-Programme für die technischen Freien 

Berufe (z.B. IngenieurInnen, KonstrukteurInnen, EntwicklerInnen) erstellt. Die Erkenntnisse 

aus der vorliegenden Studie bestätigen bereits bestehende Annahmen und eröffnen neue 

Ansätze der Herangehensweise. Eine Übertragbarkeit zahlreicher Erkenntnisse innerhalb der 

Berufsgruppen der Freien Berufe erkennen auch andere Forschende, wenn sie ihre eigenen 

Annahmen oder andere Forschungsergebnisse berufsübergreifend diskutieren (Hommerich, 

2009, S. 118; Hartmann M. , 1990, S. 149). 

 

Die vorliegende Arbeit wird in deutscher Sprache verfasst, da die Regulierung der Arbeits-

beziehung in Deutschland mit dem Dualen System der Interessenvertretung – Tarifverträge im 

Rahmen der Tarifautonomie und gesetzlich verfasste Betriebsräte – eine deutsche Be-

sonderheit darstellen. Eine ähnliche Konstellation gibt es noch in Österreich. Hier werden, je 

nach Größe und Zusammensetzung der Belegschaft, ein Arbeiter- und ein Angestell-

tenbetriebsrat gewählt. Seit dem Inkrafttreten des Mitwirkungsgesetzes in 1993 kann auch in 

Schweizer Betrieben ab 50 Beschäftigten eine Belegschaftsvertretung gebildet werden. 

Außerhalb des deutschsprachigen Raums werden diese Vertretungen in der Regel über die 

Gewerkschaften gebildet. So wird in der vorliegenden Arbeit an einzelnen Stellen Bezug zu 

anderen Ländern hergestellt, im Wesentlichen aber die Regulierung der Arbeitsbeziehung in 

Deutschland in den rechts- und wirtschaftsberatenden Freien Berufen erforscht. 

 

 

1.2. Aufbau der Arbeit 

 
Die vorgelegte Arbeit gliedert sich in sechs Abschnitte, die sich schematisch wie folgt dar-

stellen:  

 

 

                                                
6 Unter „New Economy“ sind Betriebe der Hochtechnologie-Branchen in der Pharmazie, Informations- 

und Kommunikationsbranche, Luft- und Raumfahrt, neue Materialien oder Medizintechnik zu 
verstehen. Betriebe der „Neuen Medien“ sind dagegen in der Informationstechnik, Telekommuni-
kation, Marketing, Media- und Internetbranche zu finden. 
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Tabelle 1: Struktur und Aufbau der vorliegenden Studie 

Abschnitt 1: Einleitung 

Abschnitt 2: Die Freien Berufe als Forschungsfeld 

Die Freien Berufe 
im Allgemeinen 

Die rechts- und 
wirtschaftsberatenden Freien 

Berufe 
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und wirtschaftsberatenden Freien 

Berufen 

Abschnitt 3: Theorien in der Arbeitsbeziehung 

Theorien zum handelnden 
Menschen 

Theorien zu 
Rechtsbewusstsein und der 

Mobilisierung von Recht 
Gewerkschaftstheorien 

Abschnitt 4: Regulierung der Arbeitsbeziehung 

Rechtsgrundlagen und Durchsetzungsmöglichkeiten 

Gewerkschaften 
und 

Tarifverträge 
Betriebsrat 

Alternative 
Vertretungs-

organe 

Arbeitnehmer-
Vertreter im 
Aufsichtsrat 

Selbstvertretung 

Erfahrungen aus vorangegangenen Studien 

Abschnitt 5: Empirische Forschung in Betrieben der rechts- und 
wirtschaftsberatenden Freien Berufe 

Methoden der Datenerhebung und Datenverarbeitung 

Strukturdaten der untersuchten Betriebe 

Gewerkschaften 
und 

Tarifverträge 
Betriebsrat 

Alternative 
Vertretungs-

organe 

Arbeitnehmer-
Vertreter im 
Aufsichtsrat 

Selbstvertretung 

Arbeitnehmeridentität, Führungsverhalten,  
branchenspezifische Kriterien der Interessenvertretung 

Abschnitt 6: Schlussbetrachtung, Kritik, offene Forschungsfragen, weiterer Nutzen 

 

Der erste Abschnitt dient mit der Einleitung in die Arbeit der besseren Übersicht und 

Orientierung zu den verschiedenen Kapiteln. 

Im zweiten Teil wird das Forschungsfeld mit seinen Spezifika der Freien Berufe im Allgemeinen 

sowie der rechts- und wirtschaftsberatenden Freien Berufe im Besonderen herausgearbeitet. 
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Eine Übersicht zu wesentlichen Strukturdaten belegt die zunehmende Bedeutung dieser 

Branche.  

Die theoretischen Annahmen über das Handeln der Menschen und Organisationen in der 

Arbeitsbeziehung sind Gegenstand des dritten Abschnitts dieser Arbeit. Auch das Rechts-

bewusstsein und die Rechtsmobilisierung mit seinen Voraussetzungen und Hemmnissen 

werden hier im Kontext mit den gewerkschaftstheoretischen Ansätzen erörtert. 

Im Teil vier werden auf der geltenden Rechtsgrundlage die verschiedenen Instrumente der 

individuellen und kollektiven Interessenvertretung dargestellt und Ergebnisse und Erkennt-

nisse aus früheren Forschungen zusammengefasst. So werden Vergleiche mit den neuen 

empirischen Daten und Erkenntnissen aus der vorliegenden Arbeit möglich. 

Nach einer Erläuterung zur methodischen Vorgehensweise bei der Datenerhebung und Da-

tenauswertung werden im Abschnitt fünf die Informationen aus der Feldforschung strukturiert 

und ausgewertet. Dabei werden neben den einzelnen kollektiven und individuellen Vertre-

tungsinstrumenten auch weitere Rahmenbedingungen (z.B. Ausprägung einer Arbeitneh-

meridentität, Führungsverhalten und Betriebsklima, branchenspezifische Kriterien der 

Interessenvertretung) erörtert.  

 

Am Ende eine jeden Unterabschnitts findet sich eine Zusammenfassung mit den wesentlichen 

Erkenntnissen, die zusammen mit der Schlussbetrachtung in Abschnitt sechs die Ergebnisse 

der Forschungsarbeit darstellen. In diesem Abschnitt werden neben der Diskussion der 

eingangs gestellten Forschungsfragen zudem die offenen Forschungsfelder und der weitere 

Nutzen der Arbeit ausgeführt. 

 

 

1.3. Fragestellung und weitere Forschungsfragen 

 

Die vorliegende Studie will an vorangegangene Forschungsprojekte zur Regulierung der 

Arbeitsbeziehung anschließen und dabei eine besondere Beschäftigten-Gruppe aus der 

Wissensarbeit – die der angestellten rechts- und wirtschaftsberatenden FreiberuflerInnen – in 

den Fokus stellen. Die bei dieser Arbeit zugrunde gelegten Fragestellungen erweitern daher 

das Forschungsinteresse aus früheren Studien. Im Rahmen der leitfadengestützten 

ExpertInnen-Interviews wurden folgende Fragekomplexe thematisiert:  

 

1. Welche Modelle individueller und kollektiver Interessenvertretungen sind in den rechts- 

und wirtschaftsberatenden Freien Berufen anzutreffen? 

 

Diese Fragestellung verschafft einen qualitativen Überblick, welche Vertretungsmodelle 
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allgemein genutzt werden, wie sich die Modelle darstellen und aus welchen Gründen 

dieses Vertretungsinstrument gewählt oder ein anderes gezielt verworfen wurde. Dabei ist 

neben der persönlichen Sichtweise und dem Werteverständnis auch die Betriebskultur 

oder das Führungsverhalten von besonderem Interesse. 

 

2. Mit welchen Themen befasst sich die vorhandene kollektive oder individuelle Mitar-

beiterbeteiligung und welche Durchsetzungsmöglichkeiten nutzt sie im Konfliktfall? 

 

Diese Thematik geht der Frage nach, welche Arbeitnehmerinteressen in die 

Arbeitsbeziehung eingebracht werden, welche Instrumente der Umsetzung und der 

Durchsetzung Anwendung finden. An dieser Stelle werden auch Problemfelder in der 

Arbeitsbeziehung deutlich, die häufiger in der Interessenvertretung thematisiert oder voll-

ständig ausgespart werden. Die Frage nach der Interessendurchsetzung bewegt sich in 

der Bandbreite von „angesprochen“ bis zu einem arbeitsgerichtlichen Verfahren. 

 

3. Welche branchenspezifischen Voraussetzungen begünstigen oder verhindern die Bildung 

einer gesetzlichen bzw. alternativen kollektiven Interessenvertretung oder die Selbst-

vertretung? 

 

Mit dieser Fragestellung werden die Besonderheiten der Branche, das Standesbewusstsein 

der Beschäftigten sowie ihr Selbstverständnis als FreiberuflerInnen und die daraus ent-

stehenden Auswirkungen auf die Art der Interessenvertretung erforscht. Ziel ist es fest-

zustellen, ob spezifische Kriterien definiert werden können, die eine Auswahl der Vertre-

tungsinstrumente, die Wahrnehmung von Rechten oder gar die Rechtsmobilisierung begüns-

tigen oder behindern. 

Mit den offenen Forschungsfragen und Lücken in der Datenlage stellen auch die Erkenntnisse 

aus der vorliegenden Arbeit lediglich einen Mosaikstein in einem sich ständig verändernden 

Forschungsfeld dar. 

 

 

1.4. Methode und eigener Beitrag 

 
Die Ergebnisse aus den Abschnitten zwei bis vier leiten sich aus der Auswertung von 

Sekundärquellen ab. Bereits hier war auffällig, dass die Freien Berufe allgemein und da ins-

besondere die Freien rechts- und wirtschaftsberatenden Berufe ein wenig erforschtes Feld 

darstellen. So konnten nur wenige aussagekräftige Daten und Statistiken eruiert werden, die 

einen Einblick in die Struktur des Forschungsfelds ermöglichen. Als Sekundärquellen mit Er-
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kenntnissen und Einblicken in die Arbeitswelt von Rechtsanwaltskanzleien, Wirtschafts-

prüfungs- und Steuerberatungsgesellschaften standen gar keine Studien, sondern lediglich 

Informationen aus Branchenwettbewerben (z.B. azur-Liste der Top-100-Arbeitgeber), Erhe-

bungen von Internetportalen (z.B. Einstiegsgehälter für JuristInnen auf Stepstone), Artikel in 

Fachzeitschriften oder Gerichtsurteile zur Verfügung. So entstand schon hier der Eindruck 

einer verschlossenen Branche, die nicht im Fokus stehen möchte und Informationen aus dem 

Binnenverhältnis möglichst nicht nach außen trägt.  

Der Abschnitt fünf mit seiner empirischen Ausrichtung stellt den Kern dieser Arbeit dar. Im 

Rahmen eines leitfadengestützten Interviews wurden 22 ausgewiesene Expertinnen aus 

Betrieben der rechts- und wirtschaftsberatenden Freien Berufe unterschiedlicher Größe und 

Ausprägung zu ihren persönlichen Erfahrungen mit der individuellen und kollektiven 

Interessenvertretung im Betrieb befragt. Die digital erfassten, transkribierten und codierten 

Interviews bilden als Primärquelle die Grundlage für die Analysen und Ergebnisse dieser 

Studie.7 Bereits hier werden die vorangestellten Theorien und Ergebnisse früherer 

Forschungen in den Kontext zu den neuen empirischen Daten gestellt. 

Der Abschnitt sechs extrahiert die Ergebnisse aus den vorangegangenen Abschnitten und 

verbindet sie mit den gestellten Forschungsfragen. Weiterhin werden aus den gewonnen 

Erkenntnissen weitere Forschungsvorhaben und Empfehlungen für die weitere Nutzung 

abgeleitet.  

 

Die vorliegende Arbeit bietet einen bis dahin erstmaligen direkten Einblick in die Arbeits-

beziehungen der Freien rechts- und wirtschaftsberatenden Berufe. Mit den bundesweit 

durchgeführten Expertengesprächen in Rechtsanwaltskanzleien, Wirtschaftsprüfungs- und 

Steuerberatungsgesellschaften sowie Unternehmensberatungen liegt eine umfangreiche 

Datensammlung mit qualitativ analysierbaren Aussagen vor. Die Datenerhebung, Datenver-

arbeitung und Datenauswertung wurde in vollständiger Eigenverantwortung durchgeführt.  

Mit diesem Beitrag wird einerseits die bestehende Forschungslücke im Bereich der Freien 

Berufe zu einem kleinen Teil geschlossen, andererseits ein Beitrag zu den bereits be-

stehenden Forschungsprojekten der industriellen Beziehungen in der Arbeitswelt geleistet, der 

die neueren Studien im Bereich der Wissensarbeit ergänzt. 

Nicht zuletzt sei darauf verwiesen, dass mit der vorliegenden Arbeit ein Forschungsbeitrag 

zum Thema „alternativen Vertretungsorgane“ geleistet wird, einem Forschungsfeld, dem sich 

zunehmend die Industriesoziologie aber auch das Arbeitsrecht zuwendet. 

 

                                                
7 Der Abschnitt 5.1. ff befasst sich ausführlich mit der Auswahl der Methode, der ExpertInnen und der 

Be- und Verarbeitung der erhobenen Daten. 
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1.5. Literatur, Forschung, Datenmaterial  

 
Die vorliegende Arbeit schließt in verschiedenen Forschungsbereichen an die dort erarbeiteten 

Ergebnisse an. Weiterhin stellen statistische Daten eine wichtige Grundlage für die 

Strukturanalyse dar. Es sei bereits an dieser Stelle darauf verwiesen, dass sich die 

statistischen Daten zu den Freien Berufen allgemein und den rechts- und wirtschaftsbe-

ratenden Berufen im Besonderen an vielen Stellen als wenig aktuell, belastbar und aus-

sagekräftig für das hier erforschte Thema erwiesen. Selbst nach Verknüpfungen von Daten 

der Kammern (Rechtsanwaltskammer, Steuerberaterkammer, Wirtschaftsprüferkammer) bzw. 

des Instituts für Freie Berufe mit Strukturdaten des Statistischen Bundesamtes blieb ein großer 

Interpretationsspielraum in den Aussagen der Daten. Um in der vorliegenden Arbeit eine 

Datenbasis zu schaffen, wurden die vorhanden Daten jeweils konservativ interpretiert. 

 

Zur Beschreibung des Forschungsfeldes der Freien Berufe dienten einerseits die gesetzlichen 

Grundlagen des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes und des Einkommenssteuergesetzes 

mit entsprechenden Kommentierungen (Schmidt & Weber-Grellet, 2015; Michalski & 

Römermann, 2014; Schäfer, 2010) sowie zahlreiche Erläuterungen aus Anfragen politischer 

Parteien an den Bundestag oder unterschiedliche Landtage zur Rolle und Stellung der Freien 

Berufe. Weiterhin ergänzen Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, des 

Bundesarbeitsgerichts, des Bundessozialgerichts sowie des Bundesfinanzhofes die 

Entwicklung der rechtlichen Stellung und Situation der Freien Berufe auf verschiedenen 

Rechtsgebieten. Neben dem juristischen Blick auf die Freien Berufe interessieren für die 

vorliegende Arbeit vor allem auch die soziologische Stellung dieser Berufszweige und ihre 

besondere Rolle im Staat und der Gesellschaft. Nur mit einem Blick auf das Selbstverständnis, 

die Werte und Ansprüche an die eigene Tätigkeit lassen sich im weiteren Verlauf 

berufsspezifische Kriterien einer betrieblichen Interessenvertretung erklären. Neben 

zahlreichen Artikeln und Abhandlungen wurden für diese Betrachtung insbesondere die 

Forschungsergebnisse von Dr. Hans Kairat, Dr. Eugen Fleischmann und Christoph 

Hommerich herangezogen (Kairat, 1969; Fleischmann, 1970; Hommerich, 2009). 

 

Verschiedene Theorien setzen sich mit dem Verhalten von Menschen allgemein und in Ar-

beitsbeziehungen auseinander, die mit ihrer Situation unzufrieden sind. Eine Unzufriedenheit 

kann in einem Arbeitsverhältnis vielfach entstehen, indem Interessen des Unternehmens von 

den Interessen eines einzelnen Beschäftigten, einer Beschäftigtengruppe oder gar einer 

ganzen Belegschaft abweichen. Die Exit-Voice-Loyality-Theorie fasst die Handlungsoptionen 

eines unzufriedenen Menschen in die drei Varianten zusammen, nach der die Situation ver-
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lassen, Widerspruch erhoben oder sich in die Situation gefügt wird. (Hirschman, 1970/1994; 

Kecskes, 1994). Diese drei Verhaltensoptionen lassen sich in der hier untersuchten Arbeits-

beziehung eindeutig wiederfinden. So kann die Fluktuation in einem Betrieb als Exit-Option, 

die Bildung einer Interessenvertretung als Voice-Verhalten und das „sich Arrangieren“ als 

Loyality betrachtet werden. Der Auswahl der Handlungsoptionen geht jedoch regelmäßig nicht 

nur eine persönliche Risikobewertung (z.B. bezüglich möglicher Repressalien, eines 

Imageschadens) voraus, sondern auch eine Einschätzung, ob das gewählte Instrument zum 

gewünschten Erfolgt führen kann. Die Valenz-Instrumentalitäts-Erwartungs-Theorie sowie die 

Theorie vom überlegten Handeln geht diesem Abwägungsprozess nach (Vroom, 1964; 

Fishbein & Ajzen, 1975; Hale, Householder, & Greene, 2002).  

Da die Gewerkschaften als kollektive Interessenvertretung eine wichtige Funktion zur 

Regulierung der Arbeitsbeziehung darstellen, bieten die Gewerkschaftstheorien wichtige An-

sätze zum Verständnis für die in der hier untersuchten Branche wahrgenommene große 

Gewerkschaftsferne. Einen Blick auf die Gewerkschaftstheorien eröffnet Mancur Olsen mit 

seinen Erkenntnissen zu kollektivem Handeln (Olsen, 2004). Neben der Monopol-Theorie 

sowie der Insider-Outsider-Theorie gehen weitere theoretische Modelle der Frage nach, wann 

Gewerkschaften aktiv werden, was sie für Beschäftigte attraktiv werden lässt und welche 

Anforderungen an Gewerkschaften gestellt werden müssen, damit sie für unzufriedene 

Beschäftigte als Handlungsoption in Erwägung gezogen werden (Franz W. , 2006; Zimmer, 

2012; Urban, 2010) 

Da die Arbeitsbeziehung durch das Arbeitsrecht bereits vielfach reguliert ist, interessiert auch 

die Frage nach der Wahrnehmung dieser Rechte. Mit der Rechtsdurchsetzung sowie den 

Hintergründen und Hemmnissen der Rechtsmobilisierung befasst sich die Rechtssoziologie. 

Nur wenige Forschungsprojekte haben sich bisher mit dieser besonderen Thematik befasst 

(Blankenburg, 1995; Kocher, 2009). 

Wichtige Voraussetzungen für die Handlungen der Menschen in der Arbeitsbeziehung ist die 

Erkenntnis einer „Arbeitnehmeridentität“ mit eigenen, vom Unternehmen abweichenden 

Interessen. Dass dies nicht selbstverständlich ist, bewiesen Studien im Bereich der Neuen 

Medien und New Economy, in denen Beschäftigte so lange loyal zu den Unter-

nehmensinteressen standen, bis wirtschaftliche Einbrüche bei ihnen zu erheblichen Spar-

maßnahmen, Umstrukturierungen oder sogar Personalabbau führten.8 Erst mit der Akzeptanz 

der Beschäftigten-Eigenschaft wurden in diesen Bereichen Arbeitnehmerinteres-

senvertretungen gebildet (Ittermann, 2007; Abel, 2005).  

 

                                                
8 z.B. Betriebsratswahl bei SAP in 2006, http://www.zeit.de/online/2006/26/SAP-Betriebsrat 

http://www.zeit.de/online/2006/26/SAP-Betriebsrat

